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ABKÜRZUNGEN 
 
 
BauGB   Baugesetzbuch 
BauNVO  Baunutzungsverordnung 
BayBO   Bayerische Bauordnung 
GO   Gemeindeordnung des Freistaates Bayern 
BayNatSchG  Bayerisches Naturschutzgesetz 
BImSchV  Bundesimmissionsschutzverordnung 
FNP   Flächennutzungsplan 
BP   Bebauungsplan 
Fl. Nrn.   Flur-Nummern 
GRZ   Grundflächenzahl 
ha   Hektar 
m   Meter 
m ü. NN  Meter über Normal Null (Höhenfestlegungen) 
Baufenster    Fläche innerhalb der umrandeten Baugrenze (blau) 
Lichte Höhe                 Tatsächliche Höhe vom fertigen Fußboden bis fertige Decke  
i.d.F.                           in der Fassung 
gem.                            gemäß 
i.d.R.                            in der Regel 
z.B.                             zum Beispiel 
bzgl.                             bezüglich 
etc.                              et cetera (und so weiter) 
Bek.   Bekanntmachung 
max.   maximal 
h   Stunde (Verkehrskürzel) 
d   Tag (Verkehrskürzel) 
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PRÄAMBEL  B-PLAN 
 
Die Stadt Friedberg erlässt aufgrund des § 2 Abs. 1 Satz 1 und der §§ 9 und 10 des Baugesetzbu-
ches  - BauGB – in der Fassung  vom 23.09.2004 (BGBl. I S 2414), zuletzt geändert am 11.06.2013, 
(BGBl. I S. 1548), des Art.81 der Bayerischen Bauordnung  - BayBO – (BayRS 2123-1-I), des Art. 23 
der Gemeindeordnung –GO – für den Freistaat Bayern (BayRS 2020-1-1-I), dem § 14 Bundes-
Naturschutzgesetzes BNatSchG (BGBl. IS 2542) und des Art. 4 des Bayerischen Naturschutzgeset-
zes – BayNatSchG – (GVBl 2011, S 82) 
folgenden  
 
Bebauungsplan Nr. 7  
 
für das Gebiet 
südlich der Bundesautobahn A8 und östlich der Kreis straße AIC 25 neu in der 
Gemarkung Derching (Sondergebiet „Photovoltaikfreif lächenanlage“)   
als Satzung. 
 
Für dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die von den Architekten und Stadtplanern        
S.-Quarg Architekten und Stadtplaner ausgearbeitete Bebauungsplansatzung vom 25.04.2013 in der 
Fassung vom 19.09.2013 die zusammen mit den nachstehenden Vorschriften den Bebauungsplan 
bildet. 
Dem Bebauungsplan ist die Begründung vom 25.04.2013 i.d.F. vom 19.09.2013 beigefügt. 
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B TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1.  Rechtsgrundlagen der Textlichen Festsetzungen 
 

Für den Geltungsbereich gilt die Baunutzungsverordnung  - BauNVO 90 -  in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466). 

 
2.   Flächenbestandteile des Qualifizierten Bebauun gsplanes 

Der Qualifizierte Bebauungsplan Nr. 7 erfasst folgende Fl. Nrn.  
 

Gesamtflächen:  
506, 507 der Gemarkung Derching. 
 
Teilflächen: 
518, 517, 516, 515, 514, 513, 512, 511, 510 und 536 der Gemarkung Derching. 
 

 
 

                 Ausschnitt Flurnummern 
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FESTSETZUNGEN 

B.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Gebiet innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes wird als Sondergebiet 
„Photovoltaikfreiflächenanlage“)  gem. § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.  

 

B.2 Maß der baulichen Nutzung 

B.2.1  Zulässig sind ausschließlich bauliche Anlagen, die für die Einrichtung und den Betrieb der 
Photovoltaikanlage funktionstechnisch erforderlich sind. 
Dies sind:   
  -Photovoltaikfreiflächengestelle:  
   Min. Höhe 1,20 m  
   Max. Höhe 2,75 m ab OK Bestandsgelände. 
  -Übergabestation / Trafostationen:  
   Umbauter Raum gesamt max. 57 m³ (ohne Dach). 

 
B.2.2 Technische Gebäude (Übergabe- / Trafostationen) haben ein Flachdach aufzuweisen mit 

einer max. Höhe von 2,75 m über Bestandsgelände. 
 

B.3 Äußere Gestaltung der Gebäude und Dächer 

B.3.1 Für technische Gebäude sind aus Außenwänden Leuchtfarben bzw. grelle Farben sowie 
Klinkerfassaden oder Holzrundlinge unzulässig. 

 
B.3.2 Aus Gründen der Flugsicherung (Flugplatz Mühlhausen) sind reflektierende Materialien 

(Metall auf Wänden und Dächern) unzulässig. 
 
B.3.3 Dachaufbauten jeglicher Art auf techn. Gebäuden sind unzulässig. 
  

B.4  Geländeveränderungen 

Aufschüttungen und Abgrabungen jeglicher Art sind unzulässig. 
 

B.5  Einfriedungen 

B.5.1 Innerhalb des Geltungsbereichs ist eine lückenlose Einfriedung aus Industriezaun, 
Stabgitterzaun oder Maschendrahtzaun mit max. 2,5 m Höhe zu errichten. 
 

B.5.2 Sockelausbildungen aus Beton, Mauerwerk etc. sind unzulässig. 
 
B.5.3 Einfriedungen sind auf der Innenseite der Pflanzflächen zu erbringen. 

 
B.5.4 Zur Gewährleistung der Kleintiergängigkeit ist ein Bodenabstand von ca. 15 cm einzuhal-

ten. 
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B.6 Technischer Umweltschutz (Lichtimmissionen) 

B.6.1 Die Photovoltaikanlage ist so zu errichten, dass keine Beeinträchtigungen durch Lichtimmis-
sionen (Blendschutz, Reflexionen) auftreten.  

 
B.6.2 Eine direkte oder indirekte Beleuchtung der Anlage ist unzulässig. 

 

B.7 Werbeanlagen 

B.7.1 Werbeanlagen sind generell unzulässig. 
 

B.8 Grünordnerische Festsetzungen  

B.8.1 Grünflächen innerhalb des Baufensters 

Die Ansaat auf den Flächen der PV-Anlage hat mit autochthonem Saatgut in Anlehnung 
an die Saatgutmischungen der Fa. Rieger-Hofmann zu erfolgen (Mischung Nr. 20 Re-
gelsaatgutmischung 8.1 Variante 4, für artenreiches Extensivgrünland in Halb- und Teil-
schatten). 
Die innerhalb des Planungsgebietes neu entstehenden Wiesenflächen sind extensiv 
durch Schafbeweidung zu pflegen (1 GV / ha). Der Standort darf nicht gedüngt werden. 

B.8.2 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuch ern 

Der Eingrünungsstreifen im Süden und Osten der Baufläche ist auf seiner Gesamtlänge 
mindestens zweireihig mit Wildsträuchern zu bepflanzen. Die Aufweitung der Eingrü-
nungsfläche im Osten ist flächig zu bepflanzen. Die Gehölze sind aus der Artenliste zu 
wählen. 
Der Eingrünungsstreifen im Westen und Norden der Baufläche ist auf seiner Gesamt-
länge mindestens einreihig mit Wildsträuchern zu bepflanzen. 

B.8.3 Grünflächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pfl ege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft  

Die Ausgleichsfläche umfasst die nördliche Teilfläche der Fl.Nr. 536  Gemarkung Der-
ching (21.700m²) und liegt südwestlich der Baufläche.  
Sie ist als CEF-Maßnahme zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktion 
vor Beginn der Baumaßnahmen zu Photovoltaikanlage anzulegen. Die Ausgleichsfläche 
wird der Planung verbindlich zugeordnet und ist entsprechend der Planzeichnung und 
den aufgeführten Herstellungs- und Pflegemaßnahmen anzulegen und zu pflegen. 
 
Herstellungsmaßnahmen: 
 
1) Nachprofilierung der vorhandenen Seigen durch Eintiefung auf bis zu 70 cm unter 
Gelände, so dass bis in den Sommer hinein Restfeuchteflächen vorhanden bleiben. 
Die Mulden sind so flach auszuformen, dass sie mit landwirtschaftlichem Gerät gemäht 
werden können. Das Aushubmaterial ist von der Fläche abzutransportieren und fachge-
recht zu beseitigen. 
 
2) Streifenweise Nachsaat von Kräutern auf ca. 50% der Fläche mit vorheriger Mahd 
(Mai bzw. August) und Saatbettbereitung durch Kreiselegge mit Anwalzen. Saatgutmen-
ge: 2 g / m² (z.B. Rieger-Hofmann-Mischung Nr. 11a „Feuchtwiese“ o.glw.). Der erste 
Schnitt nach der Saat erfolgt 5-6 Wochen ab dem Zeitpunkt der Nachsaat.  
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3) Entlang der Längsseiten im Nordwesten und Südosten der Ausgleichsfläche Ansaat 
und Entwicklung eines 3,5 m breiten Hochstaudenstreifens durch vorherige Mahd, Saat-
bettbereitung durch Kreiselegge mit Anwalzen. Saatgutmenge: 2g / m² (z.B. Rieger-
Hofmann-Mischung Nr. 9 „Schmetterlings- und Wildbienensaum, o.glw.). 
 
Pflegemaßnahmen: 
 
Die Pflege der Ausgleichsfläche erfolgt durch extensive abschnittsweise Mahd (1) bzw. 
Beweidung (2). 
 
(1) Mahd:  
Bei einer extensiven, abschnittsweisen Mahd ist die Hälfte der Fläche bereits bis Mitte 
Juni zu mähen, die andere Hälfte erst ab Mitte Juli. Das Mähgut ist von der Fläche abzu-
transportieren. 
Die Hochstaudenstreifen sind nur alle 2 Jahre in wechselnden Abschnitten zu mähen. 
 
(2) Beweidung: 
Bei einer extensiven, abschnittsweisen Beweidung ist zunächst ab dem Frühjahr nur ei-
ne Hälfte der Fläche extensiv zu beweiden (1 GV / ha). Ab Mitte Juni kann dann die 
zweite Hälfte ebenfalls der Beweidung zugeführt werden, wahlweise auch mit vorheriger 
Mahd. 
 
Der gesamte Bereich der Ausgleichsmaßnahmen dient auf Dauer ausschließlich Zwe-
cken des Arten- und Biotopschutzes. Anderweitige Nutzungen sind ausgeschlossen.  

B.8.4 Durchführung 

Pflanzqualität der Gehölze  
Mindestqualität der zu pflanzenden Bäume:  
Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm 
Bzw. Solitär, 3 x verpflanzt, Höhe 250–300 cm 
 
Mindestqualität der zu pflanzenden Sträucher:  
Verpflanzte Sträucher, mindestens 5 Triebe, Höhe 60-80 cm  
Pflanzdichte: 
Pflanzabstand 1,5 x 1,5m In versetzten Reihen 
 
Baumarten  
Acer campestre Feldahorn 
Alnus glutinosa Schwarzerle 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Prunus avium Vogelkirsche 
Prunus padus Traubenkirsche 
 
Straucharten 
Berberis vulgaris  Berberitze  H bis 3m 
Cornus in Arten und Sorten Kornelkirsche, Hartriegel H bis 3m 
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen  H bis 4m 
Lonicera xylosteum Heckenkirsche H bis 3m 
Prunus spinosa Schlehe H bis 4m 
Rosa in Arten und Sorten Wildrosen H 1,5-3m 
Salix in Arten und Sorten kleinwüchsige Weidenarten H bis 3m 
Viburnum opulus Wasserschneeball H bis 4m 
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B.10 Inkrafttreten des Bebauungsplanes  

 Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft.  
 
 

B.11 Außerkrafttreten des Bebauungsplanes 

Der Bebauungsplan ist auf 25 Jahre befristet. Danach ist die Fläche wieder für Landwirt-
schaftliche Nutzung herzurichten.  

 
 
 
 
 
Stadt Friedberg 
 
 
Friedberg den …………………………. 
 
 
 
 
 
 
…………………………………………….  ……………………………………………….. 
1. Bürgermeister Dr. Peter Bergmair   Siegel 
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C BEGRÜNDUNG VOM 25.04.2013     
 Fassung vom 19.09.2013 

C.1 Anlass und Ziel der Planung 

Die Fa. Unien GmbH, Lilientalstraße 2 in 86415 Mering beabsichtigt südlich der Bundesau-
tobahn A8 und östlich der AIC 25 eine Fläche von 12,05 ha eine Freiflächen-
Photovoltaikanlage als Sonderbaufläche „Freiflächen-Photovoltaikanlage“ zu errichten. 
Hierzu wird mit diesem Bebauungsplan die bauplanungsrechtliche Planung vorgelegt. Im 
Parallelverfahren wird die 27. FNP-Änderung der Stadt Friedberg durchgeführt, sodass die-
ser Bebauungsplan letztendlich aus dem Flächennutzungsplan entwickelt sein wird. 
Die vorliegende Planung ist im Bundeskonzept der Energiewende eingebettet und erlaubt 
die Gewinnung von erneuerbarer Energie im Einflussbereich der Stadt Friedberg. Die Stadt 
Friedberg steht deshalb dem Projekt aufgeschlossen gegenüber. 

 

C.2 Lage im Raum und Beschreibung des Planbereiches   

C.2.1 Geltungsbereich, Lage und Größe, Topographie 

Das Areal der Photovoltaikfreifläche mit ca. 12,05 ha. erstreckt sich östlich der Kreisstraße 
AIC 25 „Neue Bergstraße“ und südlich der Bundesautobahn A8. Die Ausgleichsfläche be-
findet sich 100m südlich und umfasst eine Fläche von ca. 2,2 ha. Die Flurnummern sind un-
ter Punkt 2 der Festsetzungen erfasst. Die gesamte Fläche ist als eben zu bezeichnen. 
Direkt im Geltungsbereich verlaufen eine 380 kV-Überlandleitung der LEW und parallel eine 
110 kV Bahnstromtrasse der DB Services Immobilien GmbH in Ost-West-Richtung. Die 
Photovoltaikanlage erstreckt sich somit unter diesen Trassen und darf generell nicht höher 
als 3,0 m über Bestandsgelände auftragen.  

 
 

C.2.2 Privatrechtliche Belange 

Die bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen wurden auf einen Zeitraum von 20 Jahren 
mit 5 Jahren Verlängerungsoption von der Unien GmbH gepachtet und müssen letztendlich 
zu gegebener Zeit wieder für die Grundeigner zurückgebaut werden. Der Rückbau ist e-
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benso im Sinne der Stadt Friedberg und wird durch die Befristung in B.11 sowie die Rege-
lungen in einem städtebaulichen Vertrag vor Abschluss der Bauleitplanverfahren gesichert. 

C.2.3 Verkehrliche Erschließung 

Die Anbindung der Photovoltaikfläche erfolgt von Süden über einen bestehenden Feldweg 
(Fl. Nr. 510). Dieser ist von der „Derchinger Straße“ aus, über eine befestigte landwirt-
schaftliche Straße (Verbindung „Derchinger Str. – Neue Bergstraße“) zu erreichen.  
Weitere Zufahrten sind nicht angedacht. Die Anlage wird gesamt eingezäunt. Die freizuhal-
tenden Zufahrten zu den Masten der Stromleitungen sind durch Tore zugängig zu halten.  

 

C.3 Planungsrechtliche Vorgaben  

C.3.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) / Regionalpl an (RP) 

Im LEP des Freistaates Bayern wird die verstärkte Stromerzeugung durch erneuerbare E-
nergien, die verbrauchsnah weiter ausgebaut werden sollen, angestrebt. Die direkte und in-
direkte Sonnenenergienutzung ist verstärkt zu erschließen und zu nutzen (Siehe LEP 2006 
B V 3 Ziele und Grundsätze und Begründung). 
Der Regionalplan Region 9 (in Überarbeitung) bestätigt und konkretisiert die wichtigsten 
Aussagen des Landesentwicklungsprogrammes (LEP).  
Auf die verstärkte Erschließung und Nutzung geeigneter erneuerbarer Energiequellen soll 
hingewirkt werden (Ziele und Grundsätze 2.4.1).  

C.3.2 Flächennutzungsplan / Landschaftsplan (FNP/ L P) 

Im rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan  war die Fläche bisher als landwirtschaftliche 
Fläche dargestellt. Im Zuge der 27. Änderung des FNP, die im Parallelverfahren (§8 Abs. 3 
BauGB) erfolgt, ist die Fläche als Sonderbaufläche „Photovoltaikfreiflächenanlage“ darge-
stellt.  
Der Bebauungsplan wird somit gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt. 
 
Bei den Vorgaben des integrierten Landschaftsplans im FNP ist auf den Umweltbericht zu 
verweisen. 

C.3.3 Eigentumsverhältnisse 

Die Grundstücke befinden sich im Eigentum Dritter und werden durch die Unien GmbH ge-
pachtet. 

C.3.4 Sonstige übergeordnete Planungen, Strukturplä ne und städt. Satzungen 

Folgende Satzung  der Stadt Friedberg  ist für diesen Bebauungsplan zu berücksichtigen: 
 

- Werbeanlagensatzung vom 27.01.1995 
 
Sonstige Naturschutzfachliche Planungen und zu berücksichtigende Festsetzungen sind 
der Grünplanung und dem Umweltbericht mit saP zu entnehmen. 
 

C.4. Begründung einzelner Festsetzungen 

Aus dem Anhang „Schnitt Bsp. Modultisch“ wird ersichtlich, dass die Modultische mit insge-
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samt 4 Photovoltaikelementen, aufgeständert und in Reihen mit begehbaren Abständen 
(Umgehung der Verschattung) angedacht sind. Die Unterkante der Module wird auf 1,20m 
über Gelände festgesetzt um eine Schafbeweidung zu ermöglichen. 
Da die Betriebssicherheit der Stromleitungen zu gewährleisten ist, sind die Modultische auf 
eine Gesamthöhe von 2,75 m über Gelände festgesetzt.  
Werbeanlagen sind von der Stadt Friedberg nicht erwünscht und deshalb ausgeschlossen.  
 

C.5. Grünordnung und Umweltverträglichkeit 

Siehe Umweltbericht mit saP im Anhang 
 

C.6 Energetik  

Energiegewinnung Photovoltaikfreiflächenanlage   
 
Auf der Photovoltaikfreifläche von insgesamt 108.502 m² wird Gleichstrom produziert, der in 
ca. 8 Trafostationen in Wechselstrom umgewandelt wird Die Trafostationen sind am südli-
chen Rand der Flächen angeordnet.  
Die Anlage wird ca. 12 MW Strom produzieren. 
Die Übergabestation der LEW liegt ca. 600 m südlich des Planungsgebietes an der „Wie-
senstraße“ vor dem Ortseingang Stätzling. Der Strom soll über städtischen Grund (straßen-
begleitend) von den Flächen des Geltungsbereichs in die Übergabestation direkt in das 
Netz der LEW eingespeist werden. 
 

C.7 Technische Festlegungen 

C.7.1 Wasserversorgung und Wasserentsorgung 

C.7.2.1 Wasserversorgung, Entsorgung und Oberflächenwasser 
 

Eine Versorgung der Anlage mit Wasser, und dementsprechend eine Entsorgung von 
Schmutzwasser ist nicht gegeben. Die Vegetation bedarf keiner Pflege mit Wasser. Das 
unverschmutzte Oberflächenwasser kann direkt dem Untergrund zugeführt werden. Von 
den Photovoltaikelementen kann das Regenwasser direkt abtropfen und somit dem Unter-
grund zugeführt werden. Ein Schadstoffeintrag (z.B. durch Reinigungsmittel) während Bau 
und Betrieb der Anlage ist nicht gegeben. 

 
C.7.2.2 Grundwasser; wild abfließende Wasser; Hangwasser 
 

• Grundwasser ist nicht tangiert und tritt nicht an die Oberfläche. Eine Nutzung von 
Grundwasser ist nicht gegeben und nicht möglich.  

• Infolge der inzwischen starken Niederschlagsneigung und den daraus folgenden wild 
abfließenden Wässern ist prinzipiell das Hanggelände (A8) gegen Hangwasser zu si-
chern. Wild abfließendes Wasser darf nicht auf andere Grundstücke oder öffentliche 
Flächen abgeleitet werden. 

• Für die evtl. Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser sind die Anforde-
rungen der „Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammel-
tem Niederschlagswasser“ (Niederschlagsfreistellungsverordnung –  NWFreiV) zu be-
achten. 

• Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist ein wasserrechtliches Verfahren durchzuführen. 
Die Unterlagen sind bei der Stadt Friedberg einzureichen. 
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C.7.2.3    Grundwasserschutz 
 Zur Einspeisung  des erzeugten regenerativen Stromes in das Stromnetz sind Transforma-

toren Wechselrichter nötig. Je nach deren Art und Beschaffenheit (Öltrafo etc) kann es 
sich hierbei um Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62  Was-
serhaushaltsgesetz handeln. 

  Es sind generell die entsprechenden gesetzlichen Regelungen  nach § 62 WHG und der 
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fach-
betrieben einzuhalten. 

C.7.2 Strom-/ Gasversorgung Datennetze und Telefon 

C.7.2.1 Die Stromversorgung ist selbstständig vorhanden. Alles Weitere wird mit der LEW-
Netzservice GmbH durch die Unien GmbH geregelt.  

 
C.7.2.2 Eine Versorgen mit allen anderen Sparten sind nicht nötig. 

C.7.3 Abfallentsorgung 

Eine Abfallentsorgung ist nicht nötig. 

C.7.4 Vermessung 

Die gesamte Fläche wurde nicht Höhenvermessen. Die Module werden so positioniert, 
dass sie der Topographie entsprechen. Abgrabungen und Aufschüttungen sind nicht zuläs-
sig.  
Der Planung liegt ein digitaler Katasterplan zu Grunde. 
 

C.7.5  Lichtimmissionsgutachten 
Gemäß dem Lichtimmissionsschutzgutachten vom 05.06.2013 Armin Landgraf, Schkeuditz 
23 mit der Reg. Nr. 2013-04-Friedberg-Derching ist festgehalten, dass alle beweglichen 
Verkehrsmittel nur einer kurzen Blendwirkung ausgesetzt werden können.  
Flugsicherheit 
Aus diesem Grund ist ein Blendwirkung für den Luftverkehr auszuschließen, da argumenta-
tiv Blendwirkungen in dieser Kürze in der freien Natur gravierender in Erscheinung treten 
(Gewässer) als diese Photovoltaikanlage. 
Straßenverkehr Autobahn BAB 8 
Aufgrund der Lage der Autobahn zu der gesamten Anlage sind keinerlei Blendbeeinflus-
sungen zu erwarten. Dies wird auch durch die Winkelabweichung aus der Parallelen für die 
BAB 8 nicht negativ beeinflusst. 
Straßenverkehr Kreisstraße AIC 25 

 Durch die Höhenlage der Straße AIC 25 (ca. 5 m), der leicht abfallenden Winkelstellung der 
Straße gegenüber der Photovoltaikanlage, dem erhabenen Einfahrtskreisel zur BAB 8, di-
verser Randbegrünungen, Leitplanken (wesentliche Blickbeeinflussung) im Bereich der 
Straße und Radweg wird die Licht- und Reflexionsbeeinflussung als Blendung grundlegend 
minimiert. Der Nord-Süd-Verkehr ist grundsätzlich nicht betroffen. Der Süd-Nord-Verkehr 
wird durch vorstehende Parameter nur unwesentlich beeinflusst. Dies gilt ebenso im Auf-
fahrtskreisel zur BAB 8 in Richtung München und Derching. 

 Siedlungsräume sind auf Grund ihrer Entfernung nicht betroffen. 
Fazit: 
Auf der Basis der physikalischen Gesetze der Lichtreflexionen und den daraus ableitbaren 
Blendwirkungen auf Verkehrsteilnehmer, den Baulichen Vorgaben, örtlichen Begebenheiten, 
Bauart und Ausrichtung der Anlage ist die Photovoltaik-Anlage als unbedenklich einzustu-
fen. 
Die unwesentlichen Reflexionen für den Süd-Nordverkehr entsprechen denen des umlie-
genden Landschaftsraumes. 
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C.8 Altlasten / Denkmalschutz / Brandschutz 

C.8.1 Altlasten 

Der Stadt Friedberg sind keine Altlasten im Geltungsbereich, im Sinne des jeweiligen Ge-
setzes, bekannt.  
Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche Auffüllungen, Altablage-
rungen o. ä. angetroffen werden. Hier ist umgehend das Landratsamt einzuschalten das al-
le weiteren Schritte in die Wege leitet. 

C.8.2 Denkmalschutz 

Eine Teilfläche des Geltungsbereichs ist im FNP mit Bodendenkmal Nr. 5 kenntlich ge-
macht. Hier forderte das Bayer. Landesamt für Denkmalpflege (Bodendenkmäler) im Zuge 
des Verfahrens eine geophysikalische Untersuchung der Fläche. Die geophysikalische Un-
tersuchung des Geländes hat keine Hinweise auf Bodendenkmäler ergeben. Deshalb gibt 
das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege die Fläche zur Nutzung als Freiflächensolar-
anlage frei (Schreiben vom 06.08.2013 P-2013-2052-1_S4). Befunde, die weitere archäolo-
gische Ausgrabungen erforderlich machen, wurden nicht festgestellt. 
 
Archäologische Funde sind meldepflichtig! 

Art. 8 Abs. 1 DSchG 

Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflich-
ten sich auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer 
und Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichte-
ten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, 
aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer o-
der den Leiter der Arbeiten befreit. 

Art. 8 Abs. 2 DSchG 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche 
nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die untere Denkmalschutzbehörde 
die Gegenstände vorher frei gibt oder die Fortsetzung der Arbeiten genehmigt. 
Zu verständigen ist das Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, 
oder die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde. 
 
 

C.8.2 Brandschutz 
Die jeweilige Kommune stellt den Feuerschutz (Art. 1 BayFwG) sicher. Grundsätzlich sind 
folgende allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes zu überprüfen und bei Be-
darf im Benehmen mit dem Kreisbrandrat durchzuführen, um die Durchführung wirksamer 
Löscharbeiten und Rettung von Personen zu gewährleisten: 

Zugänge u. Zufahrten auf dem Grundstück: 
Sofern die baul. Anlage mehr als 50 m von der öffentl. Verkehrsfläche entfernt liegt, soll ei-
ne Feuerwehrzufahrt vorgesehen werden. Bei großen Anlagen sind Feuerwehrzufahrten 
auf dem Gelände selbst erforderlich. Hinsichtlich der Beschaffenheit ist die Richtlinie über 
Flächen für die Feuerwehr (u.a. Gesamtmasse max. 16 t; Achslast max. 10 t) dabei einzu-
halten. 
Löschwasserversorgung: 
Es kann in bes. Einzelfällen eine Löschwasserentnahmestelle innerhalb von 200m erforder-
lich sein. Hier sollte im Erstzugriff (im Zuge Alarmierungsplanung) mind. ein Löschgruppen-
fahrzeug mit einem Wassertank vorgesehen werden ggf. zusätzliche Fahrzeuge mit Son-
derlöschmitteln o. Sondergeräten. Hier sind Verhaltensregeln bei Bränden an elektrischen 
Anlagen (Strahlrohrabstände, Sicherheitsregeln, vgl. VDE 0132) einzuhalten. 
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Ansprechpartner: 
Ein Ansprechpartner ist am Zufahrtstor deutlich u. dauerhaft zu nennen u. der örtl. Feuer-
wehr mitzuteilen. Adresse u. Erreichbarkeit des zuständigen Energieversorgungsunterneh-
mens soll bei der Alarmierungsplanung hinterlegt werden. 
Organisatorische Maßnahmen: 
Es soll ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 vom Betreiber in Absprache mit der zuständigen 
Feuerwehr erstellt u. der örtl. Feuerwehr zur Verfügung gestellt werden. 
In den Plänen soll die Leitungsführung bis zum/zu den Wechselrichter/n und von dort bis 
zum Übergabepunkt des Energieversorgungsunternehmens erkennbar sein. Hinsichtl. Einer 
evtl. Objektplanung (Alarm-) soll eine eindeutige Alarmadresse von der Gemeinde zuge-
ordnet werden. Ggf. kann für die gewaltlose Zugänglichkeit in Absprache mit örtl. Feuer-
wehr ein Feuerwehr-Schlüsseldepot Typ 1 (nicht vdS-anerkannt) am Zufahrtstor vorgese-
hen werden. 
Einfahrschutz: 
Anlagen, die nah an öffentl. Verkehrswegen liegen, sollten Freiflächen mit Einfahrschutz 
versehen. Da Fahrzeuge, die durch Unfall in die Module einfahren unter Stromwirkung ste-
hen, können Personen daher nur unter stark erschwerten Bedingungen von der Feuerwehr 
gerettet werden. 

C.8.3 Landwirtschaftsklausel  

Die Erwerber, Besitzer und Bebauer der Grundstücke im Geltungsbereich haben die land-
wirtschaftlichen Emissionen und Immissionen der angrenzenden landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen, die aus ordnungsgemäßer Bewirtschaftung und Bearbeitung stammen (Lärm-, 
Geruchs- und Staubeinwirkungen) entschädigungslos hinzunehmen.  

Besonders wird darauf hingewiesen, dass mit Zeitweiser Lärmbelästigung – Verkehrs-lärm 
aus dem landwirtschaftlichen Fahrverkehr – auch vor 6.00Uhr morgens bedingt durch das 
tägliche Futterholen, der täglichen Milchholung, aber auch durch Weidehal-tung, zu rech-
nen ist. Zudem sind sämtliche Lärmbeeinträchtigungen jeglicher Art, z.B. während der Ern-
tezeit (Mais- Silage- und Getreideernte, evtl. Zuckerrübenernte) auch nach 22.00 Uhr zu 
dulden. 

C.9 Hochspannungsleitungen 

C.9.1 380-kV-Leitung LEW 

Der Sicherheitsschutzbereich der Höchstspannungsleitung beträgt jeweils 35m beiderseits 
der Leitungsachse. Ein Bereich von 20m um die Eckstiele der Gittermaste ist von jeglicher 
Bebauung freizuhalten. Eine Zufahrt (mind. 4m) für Schwerfahrzeuge ist stets offen zu hal-
ten. 
Um elektrische Aufladungen zu vermeiden, sind alle an der Photovoltaikanlage befindlichen 
metallenen Objekte in einen umfassenden Potentialausgleich entsprechend DIN VDE 0100 
Teil 410/540 und DIN VDE 0185 einzubeziehen. Eine elektrische Verbindung zu der Erdung 
der Masten darf nicht hergestellt werden. 
Des Weiteren sind die Auflagen und Hinweise des Merkblattes LVN im Anhang zu beach-
ten. 

C.9.2 110-kV-Bahnstromleitung DB Energie GmbH 

• Die 110-kV-Bahnstromleitung hat folgende Schutzstreifen: 
- 2 x 21 m im Mastfeld 139-140 
- 2x 20 m im Mastfeld 140-141 
-2x 23 m im Mastfeld 141-142 

• Die Standsicherheit der Maste muss gewahrt bleiben. Innerhalb 9m Radius um Mastmit-
te dürfen Abgrabungen, Aufschüttungen, Lagerung von Materialien, Bebauung, Be-
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pflanzungen nicht durchgeführt werden. Das Anschließende Gelände darf höchst. mit 
Neigung von 1:1,5 abgetragen werden. 

• Die Zufahrt und der Zugang zu den Masten muss jederzeit für LKW gewährleistet sein. 
Torschließanlagen sind mit der DB Energie GmbH abzustimmen. 

• Innerhalb Schutzstreifen bestehen Beschränkungen der Bauhöhe von Bauwerken (z.B. 
Gebäude, Wege, Straßen, Beleuchtungsanlagen usw.). Pläne für alle Bauwerke inner-
halb des Schutzstreifens müssen der DB Energie GmbH vorgelegt werden. Für Spezifi-
zierung sind Angaben über NN-Höhen (z.B. Fahrbahn OK, Erd OK, Gebäude OK, End-
wuchshöhen, usw) zwingend erforderlich. 

• Innerhalb des Schutzstreifens sind (einschließlich An- und Aufbauten) im Mastfeld: 
- 139-140 eine max. Höhe von 474,5 m ü. NN 
- 140-141 eine max. Höhe von 476,5 m ü. NN 
- 141-142 eine max. Höhe von 474,0 m ü. NN  
einzuhalten. 
Das natürliche Gelände im Geltungsbereich befindet sich zwischen 468 bis max. 470 m 
ü. NN. Da die Modulhöhe der Tische auf 2,75m über Gelände festgesetzt ist, werden 
die geforderten Höhen eingehalten. 

• Im Schutzstreifen dürfen keine leicht brennbaren Stoffe ohne feuerhemmende Beda-
chung gelagert werden. 

• Für Errichtung der Anlage im Schutzstreifen ist Zustimmung der für Feuerlöscharbeiten 
zuständigen Behörde gemäß VDE 0132 erforderlich. Anlage ist derart auszurüsten, 
dass im Brandfall Feuerlöscharbeiten uneingeschränkt möglich sind u. Gefährdung der 
Bahnstromleitung ausgeschlossen ist. 

• Von Freileitung ausgehende Felder können Ströme und Spannungen auf leitende Ge-
genstände induzieren. Alle leitenden Teile müssen deshalb derart geeignet mit der Erde 
verbunden sein, dass Induktionsauswirkungen verhindert werden. Lange Metallene 
Strukturen – z.B. Zäune- müssen in geeigneten Abständen geerdet und/oder mit isolie-
renden Elementen unterbrochen werden, um Schleifenlänge zu vermindern.  

• Es ist sicherzustellen, dass das Betretungsrecht im Bereich des Schutzstreifens weiter-
hin ausgeübt werden kann.  

• Einer Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern kann innerhalb des Schutzstreifens nur 
im Rahmen bestehender Dienstbarkeiten bzw. schuldrechtlicher Verträge zugestimmt 
werden. Die Endwuchshöhe darf i.d.R. 3,5m – vom OK bestehendes Gelände- nicht ü-
berschreiten. 

C.10 Städtebauliche Statistik 

C.10.1 Flächenstatistik 

      
  Geltungsbereich SO      120 496 m² (12,05 ha) 
  davon: 
    Photovoltaikfreifläche   106 305 m² (10,63 ha; 88%) 
    Grün / Restriktionsflächen/Wege   14 191 m² (1,4 ha;   12%) 
 
  Ausgleichsfläche         21 700 m² (2,2 ha)  
 
       
  Geltungsbereich gesamt      142 196 m² (14,2 ha) 
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